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Die SPD-Fraktion hat per Dring-
lichkeitsantrag versucht, die Ent-
lassung von Wirtschaftsminister
Hubert Aiwanger (Freie Wähler)
durchzusetzen. Auslöser war ein
möglicher Verstoß Aiwangers ge-
gen das Bundeswahlgesetz. Der
Minister hatte am Nachmittag der
Bundestagswahl über Twitter eine
auf Nachwahlumfragen beruhen-
de Prognose zum Ausgang der
Wahl veröffentlicht und das mit ei-
nem Aufruf zur Wahl der Freien
Wähler verbunden. Ein solches
Vorgehen ist vor dem Schließen
der Wahllokale verboten. Der Bun-
deswahlleiter hat deshalb ein Prüf-
verfahren gegen Aiwanger einge-
leitet, dem eine Geldbuße von bis
zu 50 000 Euro drohen könnte.

SPD-Fraktionschef Florian von
Brunn sagte, Aiwanger habe mit
seinem mutmaßlich ordnungswid-
rigen Tweet dem Ansehen Bayerns
geschadet und zum wiederholten
Male belegt, dass er seiner Verant-
wortung als stellvertretender Mi-
nisterpräsident des Freistaats nicht
gewachsen sei. Aiwanger habe ge-
gen demokratische Gepflogenhei-
ten verstoßen und den Versuch der
Wahlmanipulation betrieben. Das
seien „schlimme Verfehlungen“. Er
müsse entlassen werden.

Fabian Mehring (Freie Wähler)
zollte Aiwanger Respekt für des-
sen Entschuldigung. Ob Aiwanger
ungeachtet dessen eine Ordnungs-
widrigkeit begangen habe, obliege
nun der Prüfung des Bundeswahl-
leiters. Da Aiwangers Tweet nur
drei Minuten online gewesen sei,
bestehen daran aus Mehrings
Sicht Zweifel. CSU-Fraktionsvize
Tobias Reiß bezeichnete das Ver-
halten Aiwangers als „Fehler“,
dessen Entschuldigung sei richtig
gewesen. Wegen der laufenden
Prüfung durch den Bundeswahl-
leiter seien aktuell keine weiteren
Konsequenzen angezeigt.

Das sah Thomas Gehring (Grü-
ne) anders. Aiwanger habe eine
Ordnungswidrigkeit begangen und
politisches Fehlverhalten gezeigt.
Wolfgang Heubisch (FDP) zeigte
sich von Aiwanger „maßlos ent-
täuscht“. Er habe sich wegen der
Bedeutung des Vergehens eine um-
fassendere Entschuldigung ge-
wünscht. Die AfD forderte auch
von Söder Konsequenzen, da die-
ser im Wahlkampf die Bürger be-
züglich des Wahltermins in die Irre
geführt habe. Wie CSU und Freie
Wähler stimmte die AfD allerdings
gegen den Dringlichkeitsantrag
der SPD. > JÜRGEN UMLAUFT

SPD scheitert mit
Vorstoß auf
Minister-Entlassung

DRINGLICHKEITSANTRAG

che etwas, was in der Praxis nicht
gehalten werden könne. Sie ver-
lange eine Beweislastumkehr, die
nicht praktikabel sei. Ein eindeu-
tiger Nachweis, wo sich jemand an-
gesteckt hat, sei im Regelfall nicht
zu führen. Zudem könne eine Co-
rona-Ansteckung nicht als Unfall
eingeordnet werden. Fackler plä-
dierte für eine Einzelfallprüfung.

Dem schlossen sich AfD, FDP
und Freie Wähler an. Gerald Pitt-
ner (FW) sagte, ein Dienstunfall
könne nur angenommen werden,
wenn die Ansteckung eindeutig auf
ein dienstliches Ereignis zurückge-
he. Dagegen verwies Anna
Schwamberger (Grüne) auf die
Fürsorgepflicht des Staates gegen-
über seinen Bediensteten. > JUM

Mit einem Entwurf zur Ände-
rung des Beamtenversorgungsge-
setzes will die SPD im Dienst erlit-
tene Corona-Infektionen von Poli-
zist*innen als Dienstunfall aner-
kennen. Bislang würden alle An-
träge „kaltherzig und bürokratisch
abgelehnt“, erklärte der SPD-Ab-
geordnete Stefan Schuster. Dies sei
eine „unsägliche Verwaltungspra-
xis“ und werde der Gefährdung im
Polizeidienst nicht gerecht. Man
dürfe den Erkrankten nicht auch
noch zumuten, einen Nachweis zu
erbringen, dass die Ansteckung im
Dienst erfolgt sei, sagte Schuster.
Die Anerkennung müsse deshalb
erleichtert werden.

Widerspruch kam von Wolfgang
Fackler (CSU). Die SPD verspre-

„Unsägliches Vorgehen“

GESUNDHEITSAUSSCHUSS | Corona: wie es mit den Immunisierungen weitergeht, wer die Vakzine spritzen soll

zahlreicher kleiner Teststationen
in ganz Bayern weiter gewährleis-
tet. Neben den 109 lokalen Test-
zentren stünden Kapazitäten in
1200 Apotheken, 5000 Arztpra-
xen sowie rund 1700 privaten
Teststellen zur Verfügung. Die
SPD-Gesundheitspolitikerin Ruth
Waldmann sah die Lage weniger
rosig. Sie vermisste eine zuverläs-
sige Versorgungsplanung mit Test-
stationen, die für alle Bürger in
zumutbarer Entfernung erreichbar
sein müssten.

Auf Anfrage Spitzers berichtete
Siegert, dass die Gesundheitsämter
regelmäßige Qualitäts- und Zuver-
lässigkeitskontrollen in den Test-
zentren durchführen. Eingesetzt
würden dabei auch entsprechend
geschulte „Testlockvögel“. Bei Un-
regelmäßigkeiten würden Teststa-
tionen immer wieder geschlossen,
bis die Mängel abgestellt seien.
Schließlich erinnerte Siegert da-
ran, dass die kostenlosen Bürger-
tests nach dem Beschluss der Ge-
sundheitsministerkonferenz ab
dem 11. Oktober wegfielen.
Grundsätzlich müssten die Getes-
teten dann selbst für die Kosten
aufkommen. Eine staatliche Preis-
vorgabe dafür gebe es nicht. Aus-
genommen von der Zahlpflicht sei-
en „Unimpfbare“ mit entsprechen-
dem ärztlichen Attest, Kinder bis
zwölf Jahre, Schwangere sowie
Personen, für die eine Quarantäne
angeordnet worden sei. Für Ju-
gendliche bis 18 Jahre gebe es eine
Übergangsfrist bis zum 31. Dezem-
ber. > JÜRGEN UMLAUFT

mers über ganz Bayern verteilt sei
zu wenig. Christina Haubrich
(Grüne) sprach sich zudem für
eine neue Informationskampagne
zum Impfen aus.

Wie der Regierungsrat Daniel
Siegert ergänzend mitteilte, ist die
Grundversorgung mit Corona-
Tests auch nach der Schließung

weil entweder das Haltbarkeitsda-
tum überschritten worden oder es
zu Beschädigungen oder Verun-
reinigungen gekommen sei. In der
Aussprache forderte Dominik
Spitzer (FDP), die niederschwelli-
gen Impfangebote weiter auszu-
dehnen. Die Zahl von 4000 Son-
deraktionen seit Beginn des Som-

rund 73 500 Drittimpfungen zur
Auffrischung des Impfschutzes
vorwiegend an Bewohner*innen
und Arbeitskräfte in Alten- und
Pflegeheimen sowie an medizini-
sches Personal verabreicht.

Nach Angaben Hörls mussten
in Bayern bislang rund 140 000
Impfdosen weggeworfen werden,

Die lokalen bayerischen Coro-
na-Impfzentren werden ab

dem 4. Oktober fast nur noch mit
mobilen Teams und reduziertem
Personal arbeiten. Stationäres
Impfen in den Zentren wird dann
nur noch in Ausnahmefällen oder
bei besonderen Anlässen angebo-
ten. Das kündigte die im Gesund-
heitsministerium zuständige Mi-
nisterialdirigentin Gabriele Hörl
im Gesundheitsausschuss an.
Nach ihrer Auskunft werden die
Zentren dann hauptsächlich mit
Impflogistik und -verwaltung be-
traut sein sowie als Anlaufstelle
für die mobilen Teams dienen.

Der Großteil künftiger Corona-
Impfungen soll laut Hörl über die
Hausärzte erfolgen. Die mobilen
Teams seien für niederschwellige
Impfangebote zum Beispiel in Ein-
kaufszentren zuständig sowie für
die Impfkampagne an Schulen und
die Versorgung von Alten- und
Pflegeheimen und mobilitätseinge-
schränkten Menschen. „Jeder, der
heute geimpft werden will, hat eine
Möglichkeit, sich impfen zu las-
sen“, versicherte Hörl. Daran än-
dere auch die neue Strategie an den
Impfzentren nichts.

Aktuell sind in Bayern 61,8 Pro-
zent der Bevölkerung vollständig
gegen eine Covid-19-Erkrankung
immunisiert, berichtete Hörl. Mit
81,9 Prozent erreichen die über
60-Jährigen den höchsten Anteil.
Bei den 18- bis 59-Jährigen liegt die
Quote bei 67,3 Prozent, bei den 12-
bis 17-Jährigen bei 29,6 Prozent.
Bayernweit wurden bislang zudem

Künftig impfen vor allem Hausärzte

Aufgezogene Spritzen mit dem Biontech-Impfstoff in einer Schale in einer Hausarztpraxis. FOTO: DPA/PAUL ZINKEN

IM PORTRÄT | Joachim Hanisch, kommunalpolitischer Sprecher der Freien Wähler

würden, zum Beispiel in der Schul-
politik. Und dass die FW bei Wah-
len durchaus auch für Überra-
schungen sorgen können, hat Ha-
nisch am eigenen Leib erfahren.
Für den Landtag kandidierte er
2008 nur, weil man ihn als Ober-
pfälzer FW-Bezirksvorsitzenden in
die Pflicht nahm. „Da lagen wir in
den Umfragen bei etwa 3 Prozent“,
sagt Hanisch. „Die Gefahr, dass wir
reinkommen, hab ich als nicht so
groß erachtet.“

Die Landtagsarbeit möchte er
heute auf keinen Fall missen, be-
tont Hanisch. Und fit genug für vie-
le weitere Jahre wäre er allemal:
Zweimal die Woche geht er laufen,
an den anderen Tagen ins Fitness-
studio. Und doch, es wird die letzte
Legislatur von Hanisch sein. Im
Februar hat er bereits nicht mehr
als Fraktions-Vize kandidiert.
Auch die Pandemie habe ihn noch
einmal darin bestärkt zu sagen:
„Jetzt reicht’s.“ Denn sein „Lebens-
ziel nach der Landtagstätigkeit“ sei
immer gewesen, viele Reisen mit
seiner Frau zu unternehmen, er-
klärt er. „Man will das ja nicht
wahrhaben. Aber ab einem gewis-
sen Alter wird jedem bewusst: Das
Leben ist endlich.“ Und immerhin:
Der Probedurchlauf fürs echte
Rentnerleben lief ja schon mal
„ganz gut“. > ANGELIKA KAHL

Stadt nicht sonderlich. Als er mal
gefragt wurde, was das Schönste an
München sei, antwortete er: „Der
Zug, der in die Oberpfalz zurück-
geht.“ Ganz so schlimm sei es zwar
nicht, sagt Hanisch amüsiert. Dass
zwei seiner Kinder in München le-
ben, gefalle ihm aber gar nicht.

Im Markt Bruck ist Hanisch ge-
boren – und dort wollte er bleiben.
Auch deshalb wurde er Verwal-
tungswirt, so konnte er nach dem
Studium 1974 die Geschäftsleitung
des Marktes übernehmen. Poli-
tisch war er da aber noch nicht ak-
tiv. Erst als die FW ihn 1980 fragten,
ob er als Bürgermeister kandidie-
ren wolle, trat er ihnen mit 31 Jah-
ren bei. „Ich bin mit einem Vater
aufgewachsen, der aufgrund seiner
Erfahrungen im Dritten Reich sehr
große Vorbehalte gegenüber Par-
teien hatte“, erzählt Hanisch. Der
Vater, ein Landwirt, kam aus Ober-
schlesien und hatte in der Heimat
alles verloren. In der Oberpfalz ar-
beitete er dann als Gießer. Heute ist
Hanisch überzeugt: „Die Freien
Wähler waren das Beste, das mir
passieren konnte.“

Auch wenn es bei dieser Wahl
nun nicht geklappt hat – Hanisch
betont: „Die Freien Wähler müssen
langfristig auch in den Bundestag.“
Weil Entscheidungen in Berlin im-
mer öfter die Kommunen betreffen

ich immer vertrauen.“ Großen Res-
pekt zollt man Hanisch aber auch
in der CSU. Gerade seine Empa-
thie für kleinere Gemeinden und
den ländlichen Raum sei bezeich-
nend, erklärt Manfred Ländner
(CSU), Vize des Innenausschus-
ses. Auch schätze er seine „unauf-
geregte Art der Diskussion, gerade
auch bei unterschiedlichen Stand-
punkten. Er ist meinungsstark,
aber auch kompromissbereit.“

Das Schönste an München?
Der Zug in die Oberpfalz!

Die Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse ist für Hanisch
eine Herzensangelegenheit. „Nach
wie vor ist das nicht erreicht.“ Im-
merhin: 2014 wurden sie als Ziel in
die bayerische Verfassung aufge-
nommen. „Steter Tropfen höhlt
den Stein“, sagt Hanisch. Ebenfalls
ein großer Erfolg: die Abschaffung
der Straßenausbaubeiträge. An sei-
nem „großen Ziel“, den großen Ko-
alitionspartner davon zu überzeu-
gen, das Wahlalter in kommunalen
Bereichen auf 16 abzusenken, ar-
beitet indes Hanisch noch.

Hanisch, vierfacher Vater, ist
auch privat ein Verfechter des
ländlichen Raumes. Er mag die

weise auf den Gängen arbeiten
mussten. Sondern vor allem, weil
man sie erst mal links liegen ließ.
„Selbst Bekannte aus der Region,
die schon im Landtag saßen, haben
kaum etwas über die Arbeitsweise
dort verraten“, erzählt Hanisch.
Vor allem die CSU behandelte die
FW von oben herab. „Jeder zweite
Satz war: Na ja, dann sammelt halt
mal eine Periode lang Erfahrung“,
sagt Hanisch. „Nach dem Motto:
Eine zweite schafft ihr ja eh nicht.“

Hanisch aber hat sich als Aus-
schusschef schnell Respekt ver-
schafft. „Vor allem die kommunal-
politischen Themen fielen mir
nicht schwer“, sagt er. Hanisch war
vor seinem Landtagseinzug 28 Jah-
re lang Bürgermeister in Bruck.
Stellvertretender Landrat im Land-
kreis Schwandorf blieb er auch als
Abgeordneter – insgesamt 30 Jahre
lang. „Seine kommunalpolitische
Erfahrung macht ihn bis heute zur
Idealbesetzung im Innenausschuss
und er ist immer eine Stütze der
Fraktion“, schwärmt FW-Frakti-
onschef Florian Streibl, der 2008
gemeinsam mit Hanisch in den
Landtag kam. „Unser personifi-
ziertes kommunales Gewissen“
nennt Tobias Gotthardt, seit 2018
für die FW im Landtag, Hanisch.
„Auf seinen Erfahrungsschatz
durften auch jüngere Kollegen wie

„kreativen Ideen“ werde man ver-
missen, erklärte er damals.

Vom Rausschmiss Paulis profi-
tierte Hanisch persönlich indes
enorm. Er wurde als ihr Nachfolger
Chef des Innenausschusses. „Das
war das erste Mal, dass den nicht
die CSU hatte, und für mich eine
große Herausforderung“, sagt Ha-
nisch. Die FW waren damals neu
im Landtag. 2008 knackten sie
erstmals die Fünfprozenthürde –
mit dem fulminanten Ergebnis von
10,2 Prozent.

Anfangs mussten sich die Neuen
ganz schön durchbeißen. Nicht
nur, weil sie mangels Büros zeit-

Ausprobiert hat er das Rentner-
leben ja schon mal. „War ganz gut“,
erklärt Joachim Hanisch und
schiebt lachend nach: „In den fünf-
einhalb Monaten konnte ich end-
lich mal meine Unterlagen in Ord-
nung bringen.“ Hanisch, Freie-
Wähler-Urgestein aus der Ober-
pfalz, war 65, als er 2013 den Wie-
dereinzug in den Landtag knapp
verpasste. Da dachte er sich da-
mals: „Na gut, dann ist damit die
große Politik für mich beendet.“
Und doch griff er sofort zu, als Tan-
ja Schweiger kurze Zeit später Re-
gensburger Landrätin wurde: Ha-
nisch rückte im Mai 2014 für sie in
den Landtag nach.

Heute ist Hanisch 73 Jahre alt –
und statt in Rente noch immer im
Landtag. 2018 kandidierte er er-
neut, „weil die Arbeit dort so viel
Spaß machte“, sagt er. Für seine
FW-Fraktion ist das ein großes
Glück. Sie profitiert von Hanisch’
Erfahrung und kluger Urteilskraft.
Und seiner kultivierten Art. Res-
pektvoll und höflich geht Hanisch
mit seinen Mitmenschen um, leider
keine Selbstverständlichkeit in der
Politik. So war er zum Beispiel der
Einzige, der 2009 nach dem Frak-
tionsrausschmiss der einstigen
CSU-Rebellin und Kurzzeit-Freie-
Wählerin Gabriele Pauli auch ein
Wort des Bedauerns fand. Ihre

Der Liebenswürdige

Joachim Hanisch. FOTO: DPA/HASE

Grünen das Prinzip vom „For-
dern und Fördern“ nicht ausge-
wogen genug berücksichtigt. „In-
tegration ist keine Einbahnstra-
ße“, erklärte er. Die Grünen leg-
ten ihren Schwerpunkt zu stark
auf staatliche Maßnahmen und
vernachlässigten die nötige Inte-
grationsbereitschaft von Mi-
grant*innen.

Ähnlich äußerten sich Abge-
ordnete von Freien Wählern, FDP
und AfD. Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) verwies auf das
bestehende Integrationsgesetz des
Freistaats. Dieses gebe der Inte-
gration durch einen Gleichklang
von Hilfen und Pflichten Ziel
und Richtung. > JÜRGEN UMLAUFT

Teilhabe von Zugewanderten in
Gesellschaft, Arbeitswelt und
Gremien sowie in der öffentli-
chen Verwaltung vor.

Als Pflichten der Zugewander-
ten benennen die Grünen
Spracherwerb und die Anerken-
nung der Rechtsordnung sowie
Verständnis für die Geschichte
und die Kultur Bayerns. Dafür
soll es staatliche Unterstützungs-
angebote geben. Zustimmung zu
der Vorlage kam von der SPD.
Deren Abgeordneter Arif Taşde-
len forderte aber noch weitere
Konkretisierungen.

Die übrigen Fraktionen signali-
sierten ihre Ablehnung. Karl
Straub (CSU) sah im Entwurf der

Die Grünen haben einen Ent-
wurf zur Neufassung des bayeri-
schen Integrationsgesetzes in den
Landtag eingebracht. Er sieht die
Einrichtung kommunaler Integra-
tionszentren vor, die mit klaren
Strukturen und Kompetenzen die
Eingliederung von Zuwanderern
in die Gesellschaft auf lokaler Ebe-
ne koordinieren sollen. Diese seien
der „Schlüssel zum Erfolg“, erklär-
te die Grünen-Abgeordnete Gülse-
ren Demirel. Für die landesweite
Koordinierung der Integrationsar-
beit soll nach den Vorstellungen
der Grünen eine Stabsstelle in der
Staatskanzlei eingerichtet werden.

Als konkrete Maßnahme
schlägt der Entwurf eine bessere

Migration besser koordinieren
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